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Verkündet

am 160 Dezember 1958

I m N a m e n d e 8 V o l k e 8

In Sachen '

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der Zehnte Senat des Bundessozielge—

richte auf die mündliche Verhandlung vom

l6a EeZember 1958 für Recht erkannt:\

Das Urteil des Landessozialgerichts Ber—

lin vom 15° Mai 1957 wird mit den ihm

zugrunde liegenden Feststellungen auf—

gehobeno

ie Sache wird zur erneuten Verhandlung

und Entscheidung an das Landessozialge-

richt Berlin zurückvenwieseno

Von Rechts wegeno
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9.3“-"9.II. 9-9-3.

Der Kläger? der im ZWeiten Weltkrieg seit August 1939 Militär—

dienst als Ssnitäter geleistet hatte und von Ende April.bis

Ende Juli 1945 in Kriegsgefengenschsft gewesen war„ beantragte

am löc September 1950 bei der Versorgungsbehörde die Gewährung

von Versorgung wegen "osteochondritischen Prozesses am rechten

Knie"9 den er auf Überenstrengung und wiederholte Gewelteinwir—

kung während des Uehrdienstes zurückführte° Das Versorgungssmt

II Berlin lehnte durch Bescheid vom 290 Mai 1952 die Gewährung

einer BeschädigtenTente nach den Bundesvérsorgungsgesetz (BVG)

ab? da das Kniegelenkleiden rit dem Wehrdienst nicht in ursäch—
lichen Zusammenhang stehco Der Einspruch des Klägers hatte kei—

nen Erfolgo Seine Klage wurde durch das Urteil des Sozialge—

richte (SG ) Berlin vom 18„ Mai 1955 abgewiesen° Das SGQ ver-
neinte auf Grund des von ihm erhobenen Sechverständigenbewei—

ses den ursächlichen Zusammenhang der angeblichen Veränderungen

im rechten Kniegelenk mit schädigenden Ereignissen des Wehr_

dienstes oder der Kriegsgefengenschaft„ Gegen dieses Urteil

legte der Kläger Berufung ein@ In dem Schriftsatz vom 70 März

1957 ste lte er die‘Berufungsenträge und den in der mündlichen

Verhandlung wiederholten Hilfsentreg‚ ein Gutachten gemäß @ 109
des Sozielgerichtsgesetzes (SGG) von dem Facharzt für Orthopä—

dieund Chirurgie Dro Ansprenger in Berlin—Wilmersdorf einzuho—

len„

Das Lendessozislgerieht (LSGO) Berlin wies durch Urteil vom

150 Mai 1957 die Berufung des Klägers als unbegründet zurück

und führte aus: Die im Oktober 1943 aufgetretene subakute

Arthritis im rechten Kniegelenk sei nicht auf die dem Wehrdienst

eigentümlichcn Verhältnisse zurückzuführeno Ein Unfall während
der Ausübung des Wehrdienstes sei nicht nachgewiesen; es fehle

auch medizinisch an dem Nachweis einer trcumatischen Kniegelenh}

verletzunv° Schließlich könne auch in dem Fußmarsch von Berlin

nach Küstrin Ende April 1945 ein schädigendes Ereignis nicht
_

gesehen werden“ Für das Kniegelenklciden des Klägers sei " das
schädigende Ereignis" im Sinne des @ 1 des Berliner Kriegs—

opferversorgungsgcsetzes (KVG) und des 5 1 BVG nicht ne hge-
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_ 3 _

wiesen° Dieses Leiden habe vielmehr unbeeinflußt von wehr—

dienstsehädigenden Einflüssen seinen sohicksalsmäßigen Ver;

lauf genommeno Hieren bestehe auch medizinisch nach den von
dem Facharzt Dr„ Syxxxxim April 1955 erhobenen Befund kein

Zweifel‚ wonach die arthrotisehen Veränderungen auch in den

oberen Extremitäten nachweisbar seieno

Dem Antrag des Klägers9 gemäß 5 109 Ö■G ein weiteres ärzt—

liches Gutachten einzuholen? gab das LSG° nicht stett‚ weil

das schädigende Ereignis nicht nachgewiesen und der Beweis»

antreg daher nicht erheblich sei° '
.

Das LSGo hat die Revision nicht zugelassene

Gegen dieses Urteil? des dem Kläger am 20° Juni 1957 zu-
gestellt worden war‚ hat der Kläger am 130 Juli 1957 Revi—

sion eingelegt und diese9 nachdem die Revisiönsbegründungs—

frist gemäß @ 164 SGG bis zum 200 September 1957 verlängert

werden war? mit Schriftsatz vom 250 August 19579 beim Bun—
dessozialgericht (esse) eingegangenam26„ August 19579be—
gründet„ Der Kläger beantragt?

V unter Aufhebung des angefochtenen Urteils der

Klage stattzugeben9

hilfsweise:

die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSG„ Berlin zurückzuverweiseno

Der Kläger stützt die Revision auf % 162 Abso‘l Nro 2 SGG°
Abgesehen davon, daß er nur Behauptungen aufstellt9 um den

materiell—rechtlichen Anspruch zu begründen, rügt der Klä—

ger als einen wesentlichen Hengel des Verfahrens eine Ver«

letzung des @ 109 SGG‚ weil der von ihm benannte ärztliche
Gutachter Dr° Axxxxxxxx2xim Berufungsverfahren nicht ge—
hört worden isto

_
Der Beklagte beantragt, die Revision zu verwerfen„

Die nicht zugelassene Revision ist form- und fristgerecht

eingelegt und begründet werden° Sie ist gemäß 5 162 Abso 1
Nra 2 SGG statthaft„ weil der Kläger einen wesentlichen

Mangel des Verrwhrcns gerügt hat und dieser Mangel auch
vorliegt°
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Nach 5 153 Abs° 19 5 109 Abs° 1 Satz 1 SGG muß das Berufungs—

gericht grundsätzlich auf Antrag des Versorgungsberechtigten

einen von diesem benannten Arzt gutechtlich hören‚ bevor es eine
dem Antragsteller ungünstige Sachentscheidung triffto Der An—
trag kann auch hilfsweisé gestellt werden (SOZR„ SGG @ 109 Da 10

Nr° 17), wie es im vorliegenden Falle geschehen ist„

Die Dflicht„ gemäß 5 109 SGG einen bestimmten Arzt gutschtlich

zu
héren9 besteht9 wie das LSG° mit Recht angenommen hat, nur‚

wenn die Frage‚ über die der beantragte Sachverständigenbeweis

erhoben werden soll? für die Entscheidung rechtserheblich ist

(ebenso BSG„ 2‚ 255; Peters—Sautter—Volff, Kommz„.‘5(}fb„9 20 Auflqg
@ 109 Anm; 2; Mellwitz, SGG, @ 109 Anne 3; Hofmann—Schroeter,

SGG, 20 Aufl„‚ 5 109 Anmo 1)„ Dem Antrag braucht daher nicht

stattgegeben zu werden? wenn etwa der Kläger ein Leiden auf einen
Unfall "während der Ausübung des militärischen Dienstes" ( 5 l

Abso 1 BVG) zurückführt und wenn nach Auffassung des Gerichts

nicht bewiesen ist, daß der als Ursache angeschuldigte Unfall

mit der Ausübung des militärischen Dienstes zeitlich zusammen—
hängt„ Wird diese Frage aus tatsächlichen oder rechtlichen

Gründen verneint9 so kommt es auf die ärztliche Frage, ob das

Leiden mit dem behaupteten Unfall ursächlich zusammenhähgt‚

nicht anq '

Anders dagegen verhält es sich, wenn feststeht7 daß der Kläger

Soldat war9 und wenn streitig ist, ob er durch eine militärische

Dienstverrichtung Oder durch die*dem militärischen Dienst eigen—

tümlichen Verhältnisse (@ 1 Abs„ 1 BVG) eine gesundheitliche

Störung erlitten hate In einem solchen Falle kann aus der Art

und dem Verlauf der Krankheit auf Grund ärztlich—wissenschaft—

licher Erfahrung geschlossen werden, welche ursächliche Bedeu—

tung den wehrdienstlichen Einflüssen beizumessen ist() Die Ant—

wort auf die Frage‚ wie das Knicgelenkleiden des Klägers medi—

zinisch zu diagnostizieren und ursächlich
zu erklären ist? hat

daher in einem solchen Falle für die Lntscheidung‚ ob ein Ver—

sorgungsanspruch wegen einer Schädigung durch "eine militäri—

sche Dienstverrichtung" oder durch "die dem militärischen Dienst

eigentümlichen Verhältnisse" begründet ist, rechtliche Bedeu—

tung„ Sie erfordert außerdem besondere ärztliche Sachkunde, die

sich der Tatrichtcr nicht ohne weiteres zutrauen darfo
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Das LSG° hat nicht nur verkennt‚ daß die Beweisfrege‚ zu
der auf Antrag des Klägers ein bestimmter Arzt gutechtlich

gehört werden SOllte9 rechtserheblich ist? sondern hat sich

auch zugleich mit den Von ihm selbst angeführten Gründen‚

aus denen es den ursächlichen Zusammenhang des Kniegelenklei-

dene mit dem Wehrdienst verneinte, in Widerspruch gesetzte

Das LSG„ hat seine Beurteilung des ursüchlichen Zusammen—

hangs auch auf das Gutachten des F:charztes llr° szzzzin
Berlin—Spandau vom 140 Avril 1955 gestätzt‚ was verfahrens—

rechtlich unbedenklich wart Es hat damit zu erkennen ge—
geben9 daß auch nach seiner eigenen seehliehrechtliehen
Rechtsauffassung die ärztliche Ansicht über die Art und die

Entwicklung der Krankheit dafür bedeutsam ist9 ob des Lei—
den des Klägers auf eine militärische Dienstverrichtung oder

auf die dem militärischen Dienst eigentümlichen Verhält—

nisse zurückzuführen ictc Auf die sachliehreehtliche Auf—
fassung des LSGo kommt es an9 weil 5 109 SGG nur einen Son—
derfall der allgemeinen Aufklärungspflicht (@ 103 SGG) re—

gelt (Vgi„ SozR„ see @103 Da 2 Nro 7; zu 5 539 ZPO: Rosen—
berg9 Lehrbuch des D„ZPrR„‚ 70 Aufl;9 @138 III l b? BGHZ 18„
107 = JZ„ l955‚ 548 = NJW„ 1955, 1358)„ Das LSGo durfte da—
her den Antrag des Klägers, den Facharzt Dr„ Axxxxxxxxxxgut—

achtlieh zu hören‚ nicht deshalb ablehnen, weil "das schädi—

gende Ereignis" nicht "nachgewiesen" sei„ Das Verfahren des

LSG„ leidet mithin an einem wesentlichen Mangel? der die
Revision nach @ 162 Abs° 1 Hr„ 2 SGG statthaft machte.

Die Revision ist auch begründet (@ 162 Abs„ 2 SGG)? da auf
diesem Verfahrensmangel das angefochtene Urteil beruht;
denn es kann nicht ausgeschlossen werden? daß das LS „ zu
einer dem Kläger günstigen Entscheidung gelangt wäre9 wenn

es seinem Antrag nach @109 see stattgegeben hätte„

Der Senat mußte daher das angefochtene Urteil mit den
ihm zugrunde liegenden Feststellungen aufheben und die
Sache an das LSG„ zurü0kvcrweiseno Er konnte in der Sache
nicht selbst entscheiden? da es an den erforderlichen
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tatsächlichen Feststellungen fehlt„

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem den Rechtsstreit

abschließenden Urtcil vorbehalteno
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